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Sachgebiet 7825 


Antrag 

des Abgeordneten Werner (Dierstorf) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Abbau der strukturellen Getreideüberschüsse durch Importbeschränkungen 
für Futtermittel - Eine Alternative zu Flächenstillegungen im Getreidebau 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Durch die Getreidepreissenkung um 1,8 v. H. geht das Einkom- 
men in der deutschen Landwirtschaft um 100 Mio. DM zurück. 
Diese Maßnahme führt zu weiteren Härten besonders für klein- 
und mittelbäuerhche Betriebe. 

2. Rund 16 Mio. Tonnen Getreide befinden sich zur Zeit bei den 
Interventionsstellen und belasten den EG-Haushalt allein für 
Lagerung, Transport, Versicherung und Bearbeitung mit min- 
destens 1,6 Mrd. DM/Wirtschaftsjahr. 

3. Die diesjährige Ernte in Höhe von 130 Mio. Tonnen Getreide 
(Schätzungen) wird die Überschußproblematik weiter ver- 
schärfen. Die Getreidebestände am Ende des laufenden Wirt- 
schaftsjahrs werden 28 bis 29 Mio. Tonnen erreichen. 

Eine sofortige langfristig-strukturell angelegte Lösung der 
Probleme auf dem Getreidemarkt ist daher unumgänghch. 

4. Die Futtermittelimporte haben den Getreideanteil in den Fut- 
termischungen drastisch verringert und zur Verschlechterung 
der Ernährungssituation in Ländern der „Dritten" Welt massiv 
beigetragen. 

5. Durch importierte Futtermittel gelangen verstärkt Schadstoffe 
(Pestizide, Aflatoxine) in zum Teil bedenkhchen Konzentratio- 
nen in die Nahrungsmittelkette. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft auf die Aufnahme 
der importierten Futtermittel, insbesondere Substitute und 
Eiweißfuttermittel, in die Getreidemarktordnung hinzuwirken, 

2. durch geeignete Maßnahmen die Importe von Futtermitteln aus 
Ländern der „Dritten" Welt zu verhindern. 
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3. Getreidemindestanteile im Mischfutter von mindestens 50 v. H. 
festzulegen, 

4. die Beihilfe für den Leguminosenanbau zu erhöhen und Ganz- 
pflanzensilagen zu fördern. 

Bpnn, den 8. Juli 1985 

Werner (Dierstorf) 

Hönes, Schmidt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 

Begründung 

Stillegungen von Getreideanbauflächen sind für den Abbau von 
Überschüssen ungeeignete Maßnahmen, die die öffentliche Hand 
zusätzlich unangemessen hoch belastet. 

Das Flächenstillegungsprogramm wird aus folgenden Gründen 
nicht das erwünschte Ergebnis des Überschußabbaus und die 
Entlastung der Getreidemärkte haben: 

— Es werden vor allem Flächen mit geringen Erträgen aus der 
Produktion genommen werden (Grenzstandorte), 

— der Getreideanbau zur hofeigenen Verwertung zu Futter- 
zwecken in Kleinbetrieben wird aufgegeben, wodurch keine 
Entlastung des europäischen Getreidemarkts wegen billiger 
Importsubstitute zu erwarten ist, 

— Großbetriebe werden die Anbauintensität auf den nichtstill- 
gelegten Flächen erhöhen und ein nahezu gleichbleibendes 
Mengenangebot auf den Markt bringen, 

— ; insgesamt wird der Getreideanbau auf dje Intensivstandorte 
verlagert mit der Folge weiterer Konzentration in Haupt- 
getreideanbaugebieten und weiterer Spezialisierung, 

— Länder ohne Flächenstillegungsprogramme werden das hier 
vorhandene Marktpotential für Getreideimporte nutzen, 

— Schwierigkeiten bei der Kontrolle der Einhaltung des Flächen- 
stillegungsprogramms, 

— die Pachtpreise werden durch die Aufwandsentschädigung für 
Flächenstillegung ansteigen. 

Der Nutzen einzelner isolierter brachliegender Flächen für den 
Naturschutz/Wasserschutz inmitten intensiv bewirtschafteter 
landwirtschaftlicher Nutzfläche ist äußerst gering. 

Für die Verbesserung der Umweltsituation, besonders bezüglich 
des Wasser-ZArtenschutzes, ist eine grundsätzliche Verringerung 
der Intensität in der landwirtschaftlichen Produktion anzustreben. 

Futtermittel werden innerhalb der Europäischen Gemeinschaft in 
ausreichendem Maß produziert. Der Import von Futtermitteln in 
die EG bei gleichzeitiger kostspieliger Interventionslagerung des 
einheimischen Getreides hat zur Folge 

— massiven Preisdruck auf die gesamte deutsche Agrarproduk- 
tion und andauernd unzureichende Einkommen bei klein- und 
mittelbäuerlichen Betrieben, 


2 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


— Massentierhaltung mit entsprechenden kostenaufwendigen 
Magermilchpulver-, Butter- und Fleischüberschüssen und 
enormen volkswirtschaftlichen Schäden im Umweitbereich, 

— Wettbewerbsverzerrung zugunsten hafennaher flächenunab- 
hängig wirtschaftender Betriebe, 

— Verschlechterung der Nahrungsmittelversorgung in Ländern 
der „Dritten" Welt. 

Notwendige Maßnahmen zur Einschränkung der Futtermittel- 
impörte, wie oben ausgeführt, müssen daher sofort ergriffen 
werden. 
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